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STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.09.2003
PHILIPPE BERCLAZ

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2016
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.02.2017
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.04.2017
NIKLAUS BIERI

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Post und Telekommunikation

Le Conseil des Etats a entériné la restructuration REMA en rejetant deux initiatives
cantonales - valaisanne (02.314) et tessinoise - qui invitaient la Confédération a
prendre en considération les intéréts régionaux. L'initiative tessinoise a été rejetée par
19 voix contre 6, alors que le texte valaisan a été repoussé tacitement. Ce sont les
mesures prises en mars par le parlement et par I'ordonnance qui ont conduit le Conseil
des Etats a ne pas donner suite aux deux initiatives. '

Mit einer im Dezember 2016 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin
die Verbesserung des Poststellennetzes und eine Starkung der Rolle der
Gemeindebehdérden bei der geografischen Verteilung der Postamter. Die
Rechtsgrundlagen seien so zu andern, dass die Postcom bezlglich Schliessung oder
Verlegung einer Poststelle nicht nur eine Empfehlung abgeben, sondern einen
anfechtbaren formellen Beschluss fassen kann. Blrgerinnen und Burger sollten eine
Eingabe gegen die Schliessung einer Poststelle an die Postcom richten kénnen, wenn
sie die fur eine Gemeindeinitiative notwendige Anzahl Unterschriften gesammelt
haben. Zudem sollten die Erreichbarkeitskriterien der Postverordnung grundséatzlich
diskutiert werden. Weiter forderte die Standesinitiative ein grosseres und besseres
Dienstleistungsangebot der Postagenturen sowie die Verbesserung von Ausbildung und
Arbeitsbedingungen der Agenturmitarbeitenden.

Die KVF-SR empfahl ihrem Rat in der Sitzung vom 14. November 2017, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da bereits mehrere Motionen (insbesondere die
Motion 17.3356) deren Anliegen enthielten. Der Standerat folgte seiner Kommission
Ende November 2017. ?

Im Februar 2017 reichte auch der Kanton Wallis eine Standesinitiative betreffend das
Poststellennetz ein. Dem Wallis ging es dabei um die Unterstitzung der
Standesinitiative des Kantons Tessin - die Walliser Standesinitiative nahm wértlich
dieselben Forderungen auf wie das Begehren aus dem Stdkanton.

Im November 2017 fasste die KVF-SR mit dem Hinweis auf inhaltlich &hnliche Motionen
(insbesondere die Motion 17.3356) den Beschluss, der Standesinitiative des Kantons
Wallis keine Folge zu geben, der Rat folgte diesem Antrag Ende November 2017. °

Eine Standesinitiative des Kantons Tessin forderte die Gewahrleistung eines landesweit
dichten Hochbreitbandangebots und forderte den Bund auf, im Rahmen seiner
Kompetenzen in jenen Regionen der Schweiz aktiv zu werden, in welchen das
Hochbreitbandnetz von den Telekommunikationsunternehnmen aus wirtschaftlichen
Grinden nicht realisiert wird. Der Bund soll im Rahmen des Fernmeldegesetzes, des
Bundesgesetzes Uber Regionalpolitik und des neuen Finanzausgleichs Uber
Direktfinanzierungen sowie Uber eine Neudefinition der Grundversorgung ein
landesweit dichtes Hochbreitbandangebot gewéhrleisten. Den Anstoss zur
Standesinitiative gab die SP Tessin, die Bezug nahm auf eine kantonale Motion der
Tessiner FDP zum Ausbau des Glasfasernetzes im Tessin. Die Initiative war am 21. Marz
2016 im Kantonsparlament angenommen worden.

Im Standerat wurde im Méarz 2017 Uber die Standesinitiative debattiert. Die KVF-SR
hatte dem Rat beantragt, der Initiative keine Folge zu geben, da das Anliegen des
Kantons Tessin im Rahmen der Revision des Fernmeldegesetzes aufgenommen werden
kénne. Eine Minderheit Abate (fdp, TI) beantragte hingegen, Folge zu geben. In der
Ratsdebatte dusserten viele Stimmen Unterstitzung fir die Minderheit Abate, da ihnen
das Anliegen von grosser Wichtigkeit schien. Die kleine Kammer gab schliesslich mit 27
zu 13 Stimmen (ohne Enthaltungen) Folge.

Im April 2017 entschied die KVF-NR ohne Gegenstimme, der Standesinitiative Folge zu
geben: Die Kommission erachte die Versorgung mit einem Hochbreitbandnetz als
zentral fUr die wirtschaftliche Entwicklung von Randregionen. Die Ausarbeitung eines
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.05.2018
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Erlassentwurfs kénne im Zusammenhang mit der Beratung zur Revision des
Fernmeldegesetzes vorgenommen werden. *

Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stérkung der Rolle der
Gemeindebehdérden bei der geografischen Verteilung der Postamter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.lv.
17.302). Stadnderat Janiak (sp, BL) erklarte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grosstenteils enthielten. Eine Minderheit Héche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Stdnderat Minder (parteilos, SH) warb flr den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative kénne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekraftigt werden. Der Standerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. ®

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begriindete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
fur die Umsetzung der Standesinitiative. ¢

Der Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und der Starkung
der Rolle der Gemeindebeh6rden wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine Folge
gegeben. Hingegen gab die Kommission der Standesinitiative Jura Folge - sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Standerat angenommen worden. ’

Der Standesinitiative Wallis zur Unterstitzung der Standesinitiative Tessin betreffend
die Verbesserung des Poststellennetzes wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine
Folge gegeben. Die Kommission gab jedoch der Standesinitiative Jura Folge - sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Standerat angenommen worden. ®

Der Standesinitiative Tessin  zur Gewaéhrleistung eines landesweit dichten
Hochbreitbandangebots war 2017 Folge gegeben worden. Das Geschéft wurde der KVF-
NR zugewiesen, welche bis zur Sommersession 2019 eine Vorlage ausarbeiten sollte. Mit
dem Hinweis auf laufende Arbeiten in der Verwaltung zur Anpassung der
Grundversorgungsbestimmung im Rahmen der Umsetzung einer Motion Candinas
beantragte die Kommission dem Rat im Frihling 2019, die Behandlungsfrist der
Standesinitiative um zwei Jahre bis 2021 zu verlangern. Der Rat kam diesem Antrag im
Marz 2019 stillschweigend nach. °

Die Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und Starkung der
Rolle der Gemeindebehdrden blieb, nachdem die KVF-NR schon im Oktober 2018
beschlossen hatte, ihr keine Folge zu geben, auch im Ratsplenum ohne Unterstitzung:
In der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat der Kommission stillschweigend.
Auch der Standesinitiative Wallis, welche zur Unterstitzung der Standesinitiative Tessin
eingegangen war, erteilte der Nationalrat am gleichen Tag eine Absage. Begrindet
wurde der Antrag der Kommission auf Ablehnung mit der Standesinitiative Jura, welcher
2018 Folge gegeben worden war und welche die Anliegen der Tessiner Standesinitiative
ebenfalls enthélt.
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.03.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.04.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die beziiglich der Postgesetzgebung hangig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.lv. 18.312, «FUr den Erhalt der Arbeitsplatze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.lv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Starkung der Rolle der Gemeindebehdrden bei der geografischen
Verteilung der Postdamter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der Ubrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. "

Drei Standesinitiativen beziiglich der Postgesetzgebung hatte der Stédnderat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekiindigte Anderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht wirden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklért, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Fur die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden konnten, dass die
Kommission aber aus formellen Grinden beantrage, den Initiativen keine Folge zu
geben. Der Standerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben
aus.

Der Kanton Genf reichte im Marz 2020 eine Standesinitiative mit dem Titel
«Moratorium fiir die 5G- (und 4G-plus-) Technologie in der Schweiz» ein. Die
Standesinitiative forderte ahnlich wie die Initiative des Kantons Neuenburg, ein
Moratorium fur den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes in der Schweiz zu
verhéngen, in Kooperation mit den Kantonen ein nationales Funkwellen-Kataster zu
erstellen und auch bei der Vorbereitung der Netzabdeckung mit den Kantonen
zusammenzuarbeiten und deren Stellungnahmen miteinzubeziehen.

In der Begriindung der Initiative wurde festgehalten, dass vor dem Aufbau des 5G-
Netzes eine Grundsatzdebatte Uber das Flir und Wider von 5G stattfinden musse, zumal
die gesundheitlichen Auswirkungen auf Mensch und Natur noch nicht geklart seien.
Auch seien die Auswirkungen auf das Klima sehr fragwlrdig. Wéhrend die
BeflUrworterinnen und Befurworter von 5G davon ausgehen wurden, dass «durch ein
praziseres Prozessmanagement Energie und Ressourcen gespart werden kénnen», war
der Kanton Genf der Ansicht, dass es durch 5G eher zu einer Erhéhung des CO2-
Ausstosses kommen werde. ®

Im April 2020 reichte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative betreffend ein
Moratorium fiir den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes ein; mit &ahnlichen
Forderungen wie die Standesinitiative des Kantons Genf (Kt.lv. 20.309). Das Moratorium
solle so lange gelten, bis das BAFU das fur 2021 angekindigte, schweizweite Monitoring
Uber die Belastung der Bevolkerung durch nichtionisierende Strahlung eingefuhrt und
Arbeiten zu den Auswirkungen der spezifischen Millimeter-Technologie
(Frequenzbereich ab 24 Gigahertz) auf die Gesundheit publiziert habe. Zudem solle die
Gesetzgebung dahingehend angepasst werden, dass ein nationales Funkwellenkataster
erstellt wird, dass die Kantone und Gemeinden in die Planung der Netzabdeckung
miteinbezogen werden und dass die Bevolkerung Uber Praventionsmassnahmen
informiert wird. ™
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.12.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.02.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

In ihrer Sitzung vom 27. Mai 2020 diskutierte die KVF-NR unter anderem Uber die
Standesinitiativen von Genf (Kt.lv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314) und Solothurn (Kt.lv.
18.315) beziiglich der Postgesetzgebung. Erfreut Uber die von Post-CEO Cirillo bei der
Prasentation der Strategie 2021-2024 Mitte Mai

gemachte Zusicherung, das Poststellennetz bei rund 800 Poststellen zu belassen,
beschloss die Kommission, den drei Standesinitiativen keine Folge zu geben. Alle den
Service public der Post betreffenden Fragen kdénnten in der angenommenen
Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314) geregelt werden, erkléarte die Kommission.

In der Herbstsession 2020 lehnte der Nationalrat die drei Standesinitiativen beziiglich
der Postgesetzgebung (Kt. Iv. GE 18.312; Kt. Iv. BS 18.314 und Kt. Iv. SO 18.315) in globo
ab. Da der Standerat den drei Initiativen ebenfalls keine Folge gegeben hatte, sind diese
definitiv erledigt.

Im Frihling 2020 hatten die beiden Kantone Genf (Kt. Iv. 20.309) und Neuenburg (Kt. Iv.
20.314) je eine Standesinitiative zum Thema Mobilfunk eingereicht; sie forderten darin
ein Moratorium fiir den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes. Im Dezember 2020
folgte nun auch der Kanton Jura mit einer éhnlichen Initiative. Diese umfasste vier
Punkte. Erstens verlangte der Kanton Jura ebenfalls ein «Moratorium fir den Aufbau
des 5G-Millimeterwellen-Netzes», bis eine nationale Erhebung Uber die
Strahlenbelastung vorliege. Zweitens solle die Gesetzgebung dahingehend angepasst
werden, dass der Bund und die Kantone ein schweizweites Funkwellenkataster
einrichten mussen. Zudem sollen bei der Planung der Netzabdeckung die Kantone und
Gemeinden stérker einbezogen werden. Und schliesslich misse die Bevolkerung uber
Massnahmen zur Pravention vor Strahlung besser informiert werden. "

Die KVF-NR hatte im Sommer 2020 beschlossen, einen Entscheid bezlglich der
weiteren Arbeiten zur Initiative des Kantons Tessin betreffend der Gewahrleistung
eines landesweit dichten Hochbreitbandangebots auszusetzen. Da der Sténderat
jedoch seinerseits im Dezember 2020 beschlossen hatte, die von der grossen Kammer
bereits angenommene Motion 20.3915 zu sistieren und die Beratung der
Standesinitiative Tessin abzuwarten, hielt sie im Februar 2021 fest, dass die Verwaltung
bis im nachsten Quartal Vorschlage ausarbeiten soll, wie die Forderungen der Initiative
umgesetzt werden kénnten. Diese Vorschlage sollen sich wiederum an der Motion
20.3915 orientieren. ™

Im Januar 2021 hatte die KVF-SR beantragt, die Frist fur die Umsetzung der
Standesinitiative Jura zum Poststellennetz um zwei Jahre zu verlédngern. Die Initiative,
der 2018 Folge gegeben worden war, verlangte, dass die Postkommission PostCom bei
der Schliessung oder Verlegung einer Poststelle einen anfechtbaren Beschluss fassen
soll. Burgerinnen und Burger sollen zudem eine Eingabe gegen die Schliessung einer
Poststelle bei der PostCom machen kénnen. Auch musse die Erreichbarkeit und die
Qualitat der postalischen Dienstleistungen generell verbessert werden.

Im Méarz 2021 stimmte der Stédnderat dem Ansinnen auf Fristverlangerung seiner
Kommission stillschweigend zu. Kommissionssprecher Engler (mitte, GR) betonte, man
wolle zuerst die neue Strategie der Post flr die Jahre 2021-24 besser kennenlernen und
den Bericht in Erfullung des Postualtes 19.3532 der KVF-NR abwarten, bevor man
gesetzgeberisch tatig werde.

In der Frihjahressession 2021 stimmte der Nationalrat einer Fristverlangerung fir die
Standesinitiative  Tessin  zur  Gewahrleistung eines landesweit dichten
Hochbreitbandangebots zu. Damit bekam das Parlament bis zur Sommersession 2023
Zeit, eine Vorlage zur Umsetzung der kantonalen Initiative auszuarbeiten. ?°
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.04.2021
BERNADETTE FLUCKIGER
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BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Die KVF-NR befasste sich im April 2021 erneut mit der Initiative des Kantons Tessin
betreffend die Gewahrleistung eines landesweit dichten Hochbreitbandangebots,
welcher im Jahr 2017 Folge gegeben worden war. Sie liess sich im Rahmen dieser
Sitzung von der Verwaltung Uber den Stand der Umsetzung der Initiative informieren
und fuhrte eine Aussprache mit dem Prasidium der ComCom. Zudem beschloss sie, ein
Postulat (Po. 21.3461) einzureichen, das den Bundesrat beauftragen soll, eine
Hochbreitbandstrategie vorzulegen. ?

Im Mai 2021 befasste sich die KVF-SR einmal mehr mit dem Mobilfunkstandard 5G,
dieses Mal in Form von Standesinitiativen der Kantone Neuenburg, Jura und Genf. Der
Genfer Initiative, welche ein Moratorium fiir die 5G- (und 4G-plus-) Technologie in der
Schweiz forderte, wurde keine Folge gegeben. Sie wurde mit 11 zu 1 Stimmen deutlich
abgelehnt und dies mit derselben Begrindung wie bei den beiden anderen
Standesinitiativen. Die Kommission argumentierte in ihrem Bericht, dass - obwohl die
so genannten Millimeterwellen flir den Schweizer Mobilfunk derzeit nicht verwendet
werden - die Forschung bezuglich moglicher Auswirkungen dieser Wellen auf die
Gesundheit bereits stark vorangetrieben werde. Diese Forschung sei auch durch die
Gruppe Mobilfunk und Strahlung empfohlen sowie in der Gberwiesenen Motion 19.4073
von Edith Graf-Litscher (sp, TG) gefordert worden. Die Kommission hielt in ihrem
Bericht gleichzeitig fest, dass bei den derzeit geltenden Grenzwerten flr die
Mobilfunkanlagen bislang keine negativen gesundheitlichen Auswirkungen festgestellt
werden konnten. Die Forderung nach einem Funkwellenkataster und somit nach einem
Monitoring der Strahlenbelastung sah die Kommission als erfillt an, auch wirden die
Gemeinden und die Bevdlkerung bei der Planung der Netzabdeckung bereits stark
involviert, was die Standesinitiative ebenfalls gefordert hatte.

Die Kommission reichte im Zuge ihrer Debatte ein eigenes Postulat (Po. 21.3596) ein,
um beim allenfalls in Zukunft genutzten Millimeterwellenbereich bedacht vorgehen zu
konnen. Dieses Postulat solle daher «den frihzeitigen Informationsfluss zwischen
Behorden und der Bevolkerung [sicherstellen], sowie den Einbezug der Kantone und
der zustandigen Parlamentskommissionen in eine kunftige Nutzung von Frequenzen im
sogenannten Millimeterwellenbereich [garantieren]». Durch das Postulat solle zudem
gewahrleistet werden, dass die Forschungsergebnisse Uber die Auswirkungen der neuen
Millimeterwellenfrequenz in die Planung der Nutzung dieser Frequenzbander
bertcksichtigt werden. 2

Die KVF-SR beugte sich im Mai 2021 tber die Initiative des Kantons Neuenburg, welche
unter anderem das Ziel verfolgte, ein Moratorium fiir den Aufbau des 5G-
Millimeterwellen-Netzes zu erreichen. Die Kommission gab der Initiative mit 11 zu 1
Stimmen keine Folge. Sie argumentierte - wie auch bei den fast identischen Initiativen
der Kantone Genf (Kt. Iv. 20.309) und Jura (Kt. Iv. 21.305) - damit, dass den geforderten
Aspekten bereits Rechnung getragen werde. Sie reichte jedoch ein eigenes Postulat (Po.
21.3596) ein, mit welchem sie sich den Fragen bezlglich der so genannten
Millimeterwellenfrequenz widmen will. %

Die KVF-SR beantragte im Mai 2021 mit 11 zu 1 Stimmen, der Standesinitiative des
Kantons Jura mit dem Titel «Moratorium fiir den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-
Netzes» keine Folge zu geben. Die vom Bundesrat beschlossenen Massnahmen
betreffend den Ausbau des Mobilfunknetzes (beispielsweise Einrichtung eines
nationalen Funkwellenkatasters) wirden die Forderungen der Kommission grésstenteils
abdecken, argumentierte die Kommission. Mit demselben Stimmenverhéltnis und
derselben Begrindung lehnte die Kommission auch die Standesinitiativen Genf (Kt. Iv.
20.309) und Neuenburg (Kt. Iv. 20.314) ab. Die Kommission reichte jedoch selber ein
Postulat ein, mit welchem der Bundesrat dazu aufgefordert wird, abzuklaren, wie bei
der klnftigen Nutzung von Millimeterwellenfrequenzen die Bevdlkerung, Behdérden,
Kantone und die zustandigen Parlamentskommissionen besser informiert respektive
einbezogen werden koénnen. Auch solle dartber informiert werden, wie die
Forschungsergebnisse Uber die Auswirkung dieser neuen Frequenzen bei ihrer
zukinftigen Nutzung bericksichtigt werden kénnen. %
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Der Kanton Zurich forderte in einer im Juli 2021 eingereichten Standesinitiative ein
Moratorium fiir die Schliessung von Poststellen. Dieses solle solange gelten, bis eine
gesamtschweizerische Poststellenplanung vorliege und genehmigt sei. Zudem solle die
Post dem UVEK alle vier Jahre eine Poststellenplanung fur die ganze Schweiz
prasentieren.

Die KVF-SR beriet das Geschéaft im August 2021 und beschloss oppositionslos, der
Initiative keine Folge zu geben. Sie tat dies mit der Begrindung, dass die
Standesinitiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 17.314), der Folge gegeben wurde, die
Forderungen der vorliegenden Zlrcher Initiative bereits abdecke. **

In der Wintersession 2021 befasste sich die kleine Kammer mit dem vom Kanton Ziirich
geforderten Moratorium fiir die Schliessung von Poststellen. Kommissionssprecher
Engler (mitte, GR) erlduterte, dass sich die Post seit vielen Jahren in einem
«Spannungsfeld des Gleichgewichts zwischen betriebswirtschaftlichen Anforderungen
und den nicht rentablen Anforderungen des Service public» bewege. Die Initiative des
Kantons Zirich nehme eine legitime Forderung auf. Da das Anliegen jedoch bereits
durch die angenommene Standesinitiative des Kantons Jura abgedeckt werde und die
Post zugesichert habe, die Zahl der Poststellen mittelfristig bei rund 800 zu
stabilisieren, empfehle die KVF-SR die Zlrcher Standeslnitiative zur Ablehnung. Der
Standerat schloss sich dieser Haltung an und gab der Initiative stillschweigend keine
Folge. %

Der Standerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Jura zu einem Moratorium fiir den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes,
gemeinsam mit zwei ahnlich gelagerten Initiativen der Kantone Genf und Neuenburg
sowie dem Postulat «Kinftige Frequenznutzung fir den Mobilfunk im sogenannten
Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der Stéanderat gab den
drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. ?’

Der Standerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Genf betreffend ein Moratorium fiir die 5G-Technologie in der Schweiz gemeinsam
mit zwei ahnlich gelagerten Initiativen der Kantone Jura und Neuenburg sowie dem
Postulat  «Kinftige Frequenznutzung fiur den Mobilfunk im sogenannten
Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der Stédnderat gab den
drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. 2

Der Standerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Neuenburg beziiglich eines Moratoriums fiir den Aufbau des 5G-
Millimeterwellennetzes, gemeinsam mit zwei &hnlichen Initiativen der Kantone Jura
und Genf sowie dem Postulat «Klnftige Frequenznutzung fir den Mobilfunk im
sogenannten Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der
Stadnderat gab den drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. %

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Gesundheitspolitik

In der Frihjahrssession lehnte der Stédnderat einstimmig eine Standesinitiative des
Kantons Solothurn ab, welche verlangte, die direkte Spitalsubventionierung der
Kantone sei abzuschaffen und durch eine volle Kostendeckung Uber die
Versicherungspauschale zu ersetzen. Die kleine Kammer begriindete ihre Ablehnung
der Initiative, deren Stossrichtung durchaus als bedenkenswert erachtet wurde, mit der
anlaufenden 2. Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes, bei welcher die
Spitalfinanzierung ohnehin zur Diskussion steht. Sie Uberwies aber ein Postulat ihrer
Kommission filr soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK), welches den Bundesrat bittet,
die Auswirkungen einer Aufhebung der kantonalen Spitalsubventionierung zu prifen.
Der Nationalrat lehnte die Standesinitiative ebenfalls ab, nahm aber seinerseits ein
analoges Postulat seiner SGK an (Po. 99.3154). *°

Mit einer Standesinitiative forderte der Kanton Neuenburg das Parlament auf, die
Zweckmassigkeit eines Spezialgesetzes bezuglich zuckerhaltiger Produkte zu prifen und
gegebenenfalls eine entsprechende Gesetzesanpassung vorzunehmen. Dadurch sollten
Krankheiten bekampft werden, welche auf erhdhten Zuckerkonsum zurlckgeflhrt
werden konnen. Konkret forderten die Initianten, jenen Zucker zu besteuern, der bei
der Herstellung zugesetzt wird. Der Steuererldés sollte praventiven Zwecken
zugutekommen. Darlber hinaus sollte im Gesetz die Beschrankung von Werbung fur
Nahrungsmittel mit hohem Energiegehalt festgehalten werden und eine Definition
erfolgen, welche Berufsgruppen von der Steuer betroffen waren. Als Grinde fur sein
Anliegen fluhrte der Kanton Neuenburg unter anderem die sich zunehmend
ausweitende ,Diabetes- und Fettleibigkeitsepidemie™ sowie die damit verbundenen
Gesundheitskosten an. Zudem wuirden sich in Landern, welche bereits eine solche
Steuer eingeflihrt hatten, durchaus positive Effekte zeigen, was den Zuckerkonsum
anbelangt.

Die SGK-SR empfahl mit 9 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen) der Initiative keine Folge
zu geben, da im Zusammenhang mit der Schweizer Ernahrungsstrategie 2017-2024 der
freiwillige Ansatz gewahlt worden war. Deshalb solle auch bei der hier betroffenen
Verbesserung der Lebensmittelzusammensetzung weiterhin das Prinzip der
Freiwilligkeit gelten. Ferner hatte der Bundesrat 2015 zusammen mit multinationalen
Schweizer Konzernen und KMU ein Memorandum of Understanding (Erklarung von
Mailand) unterschrieben, in welchem eine Zuckergehaltsreduktion von Joghurts und
Frihstlckszerealien innerhalb von vier Jahren festgelegt worden war. Solange das
gemeinsame Vorgehen mit der Wirtschaft zielflhrend sei, bestehe aus Sicht der
Kommission kein weiterer Handlungsbedarf. Die Kommission stellte zudem die Frage,
inwiefern sich die Zuckersteuer Uberhaupt als Gesetz realisieren liesse und ob sie
stattdessen nicht doch Eingang in die Verfassung finden musste.

In der Standeratsdebatte legte SGK-Mitglied Ivo Bischofberger (cvp, Al) die Argumente
der Kommission erneut dar. Zwar setzte sich Didier Berberat (sp, NE) noch einmal flr
die Initiative ein: Damit wolle man nicht nur den Zuckergehalt senken, sondern auch
préventiv wirken. Es sei zudem von ausserster Wichtigkeit, einen klar abgesteckten
Zeitplan zu haben, um den von Zucker verursachten Krankheiten entgegentreten zu
kénnen. Der Neuenburger konnte sich jedoch zu wenig Gehdr verschaffen, der
Standerat gab der Standesinitiative mit 24 zu 3 Stimmen (bei é Enthaltungen) keine
Folge. ™

Im Méarz 2018 behandelte die RK-SR die Standesinitiative des Kantons Neuenburg, die
eine Prazision der Bedingungen fiir die Beihilfe zum Suizid und der Rechtsgrundlagen
fiir Sterbeorganisationen forderte. Die Initiative wurde unter anderem deshalb
eingereicht, weil die Sterbehilfeorganisation Exit 2014 kommuniziert hatte, den
assistierten Suizid nicht nur sterbenskranken, sondern auch Menschen mit
altersbedingten Mehrfacherkrankungen zu gewahren. Zudem begrindete der Grosse
Rat des Kantons Neuenburg den Vorstoss mit der Notwendigkeit zur Férderung von
Suizidpravention und Palliative Care als Alternativoptionen zum Selbstmord. Mit 12 zu 1
Stimmen beantragte die Kommission allerdings, der Initiative keine Folge zu geben. Der
Bundesrat sei bereits 2011 der Meinung gewesen, dass eine gesetzliche Anpassung
«keinen Mehrwert» schaffen wirde. Da die RK-SR nach wie vor dieser Ansicht sei, sehe
man keinen Handlungsbedarf.

In  der Sommersession 2018 behandelte der Stéanderat den Vorstoss.
Kommissionssprecher Robert Cramer (gp, GE) verwies in der Begrindung der
Kommissionsempfehlung auf den 2011 veroffentlichen Bericht «Palliativmedizin,
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Suizidpravention und organisierte Suizidhilfe». Verleihe man dem assistierten Suizid
Rechtsstatus, sei dies ein Signal des Staates, welches die Unverletzlichkeit des
menschlichen Lebens relativiere, so Cramer. Statt eine Gesetzesédnderung
vorzunehmen, sollte vielmehr die Palliativmedizin gestarkt werden. Die Kommission sei
der Ansicht, dass die beste Antwort auf die Standesinitiative darin liege, dass der
Sténderat das Postulat SGK-SR (Po. 18.3384) angenommen habe. Der Neuenburger
Raphaél Comte (fdp, NE) teilte diese Meinung hingegen nicht. Die Debatte um
Suizidhilfe sei eine politische Debatte, die vom Parlament als Gesetzgeber behandelt
werden musse. Es gehe ihm dabei nicht in erster Linie um die Vollendung der
Gesetzgebung - so wirde er als liberaler Politiker nur eine Gesetzgebung unterstitzen,
die das derzeitige System nicht einschréanke -, sondern darum, dass dem Parlament die
Gelegenheit genommen worden sei, Uber das Thema zu diskutieren. Comtes Worte
fanden im Stockli jedoch kein Gehér. Eine deutliche Mehrheit (32 zu 6 Stimmen bei 1
Enthaltung) folgten dem Votum von Cramer und der Kommission und gab dem Vorstoss
keine Folge. *

Im Februar 2019 behandelte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Neuenburg,
welche eine Steuer auf Produkte mit zugesetztem Zucker forderte. Mit dhnlichen
Grlinden wie bereits ihre Schwesterkommission gab die SGK-NR dem Vorstoss mit 16 zu
7 Stimmen keine Folge. Eine Kommissionsminderheit um Bea Heim (sp, SO) begrisste
jedoch das Geschéaft mit dem Verweis, dass im Ausland positive Erfahrungen mit den
entsprechenden Abgaben gemacht wiirden. %

Wie bereits ihre Schwesterkommission und der Standerat sah auch die RK-NR bezlglich
der Prazisierung der Bedingungen fiir die Suizidhilfe keinen Handlungsbedarf und
beantragte ihrem Rat mit 21 zu 2 Stimmen, der Standesinitiative keine Folge zu geben.
In der Frihjahrssession 2019 folgte die grosse Kammer diesem Votum stillschweigend,
wodurch der Vorstoss vom Tisch war. **

In der Sommersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der Standesinitiative des
Kantons Neuenburg, welche eine Steuer auf Produkte mit zugesetztem Zucker
forderte. Wie bereits die vorberatende SGK-NR und die kleine Kammer zeigte sich eine
Mehrheit der Nationalratinnen und -rate nicht Gberzeugt vom Geschéft. Zwar betonte
Bea Heim (sp, SO) im Namen der Kommissionsminderheit noch einmal den
Handlungsbedarf - unter anderem hatten die Kosten von nicht Ubertragbaren
chronischen Krankheiten wie Diabetes und Fettleibigkeit Auswirkungen auf die Pramien
-, ausser bei der Grinen- und der SP-Fraktion sowie bei zwei Mitgliedern der CVP-
Fraktion fand sie hierfir aber keine Zustimmung. Mit 121 zu 43 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit, die flr Freiwilligkeit,
Eigenverantwortung und eine verstarkte Gesundheitskompetenz wie auch fur eine gute
Prévention plédierte, und gab der Standesinitiative keine Folge. *

Im April 2018 reichte der Kanton Jura eine Standesinitiative ein, mit der er ein
schweizweites Verbot der Vermarktung und der Verwendung von Roundup und
weiteren glyphosathaltigen Produkten erreichen wollte. Glyphosat wurde von der WHO
als «wahrscheinlich krebserregend» eingestuft, lautete ein Teil der Begrindung der
eingereichten Standesinitiative. Ursprung des Geschafts war eine angenommene
Motion im jurassischen Parlament, die unter anderem zum Ziel hatte, dass Geschéafte im
Kanton Jura Produkte mit Glyphosat aus dem Angebot nehmen mussten. Die
Standesinitiative sollte die aufgrund der Motion bereits ergriffenen kantonalen
Massnahmen verstarken. Im Januar 2019 befasste sich die WAK-SR ein erstes Mal mit
dem Geschéft; dies zusammen mit einer weiteren Standesinitiative des Kantons Genf
(Kt.lv. 18.319) sowie mit zwei Petitionen (Pet. 16.2004 und Pet. 17.2020) zu Glyphosat.
Die Mehrheit der Kommission war der Uberzeugung, das Anliegen kénne im Rahmen der
Volksinitiative «Flr eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» diskutiert werden. Da
die Anhérung von Kantonsvertretern aber dennoch gewinnbringend sei, beschloss die
WAK-SR mit 8 zu 2 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), die Behandlung eines eventuellen
Nutzungsverbots zu verschieben. Gut ein Jahr spater gab die Kommission den beiden
Standesinitiativen mit 6 zu 2 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) keine Folge. Sie sei zum
Schluss gekommen, dass die parlamentarische Initiative der WAK-SR (Pa.lv. 19.475) die
Forderung der beiden Geschéafte bereits bertcksichtigen wirde. Durch sie kdnnten die
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mit dem Einsatz von Pestiziden im Allgemeinen verbundenen Risiken verringert werden,
indem alle Stoffe entsprechend ihrem Risikopotenzial berticksichtigt wirden, ohne fur
jeden der betroffenen Stoffe eine Regelung zu erlassen. %

Im Marz 2020 behandelte der Stéanderat die Standesinitiative des Kantons Jura
«Glyphosat und Vorsorgeprinzip» zusammen mit einer Standesinitiative des Kantons
Genf (Kt.lv. 18.319), die den Titel «Schluss mit dem Einsatz von Glyphosat in der
Schweiz» tragt. Nachdem Peter Hegglin (cvp, ZG) als Kommissionssprecher noch einmal
die Argumente der WAK-SR gegen Folgegeben erlautert hatte, ergriff Adéle Thorens
Goumaz (gp, VD) das Wort. Aufgrund der massigen Unterstitzung in der Kommission
habe sie auf einen Minderheitsantrag verzichtet, trotzdem wolle sie kurz auf einige
Punkte eingehen. Bei den beiden Standesinitiativen handle es sich nicht um isolierte
Anliegen. Unter anderem habe der Grosse Rat des Kantons Waadt im Juni 2019
beschlossen, ein Ausstiegsprogramm fur Glyphosat zu erstellen, mit dem beabsichtigt
werde, ab 2022 vollstandig auf séamtliche glyphosathaltigen Produkte zu verzichten. Das
Unkrautvernichtungsmittel werden zudem von einem WHO-Organ, der International
Agency for Research on Cancer, als humankarzinogen eingestuft und auch in der EU
gebe es Lander, die eine schrittweise Emanzipation von Glyphosat Uber einen
bestimmten Zeitraum hinweg forderten. Sie bedauere den Kommissionsentscheid,
verwies allerdings auf die parlamentarische Initiative der WAK-SR (Pa.lv. 19.475) und das
von ihr selber im Nationalrat eingereichte Postulat (Po. 17.405), dessen im Herbst
geplanter Bericht eine gute Grundlage fur weitere Diskussionen zur
Glyphosatverwendung darstelle. Stillschweigend folgte der Stdnderat seiner Kommission
und gab den beiden Standesinitiativen keine Folge. ¥’

Im Juni 2020 hatte die SGK-NR entschieden, die ahnlich lautende Motion ihrer
Schwesterkommission (Mo. 19.3957) den Standesinitiativen der Kantone St. Gallen (Kt.lv.
18.309), Thurgau (Kt.lv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.Iv.
18.324) vorzuziehen. Sie hatte diesen Schritt damit begriindet, dass die Motion im
Unterschied zu den Standesinitiativen einen direkten Auftrag an den Bundesrat
beinhaltete. In der Herbstsession 2020 folgte der Nationalrat dem Vorbild ihrer
Kommission und lehnte die vier Standesinitiativen fir eine kostendeckende
Finanzierung der Kinderspitaler stillschweigend ab. *®

Die WAK-NR folgte im November 2020 dem Standerat und gab einer Standesinitiative
des Kantons Jura, welche ein Vermarktungs- und Verwendungsverbot
glyphosathaltiger Produkte zum Ziel hatte, mit 14 zu 9 Stimmen keine Folge. Ebenfalls
bachab schickte sie ein Begehren des Kantons Genf (Kt.Iv. 18.319), das einen geordneten
Ausstieg aus der Glyphosatnutzung beabsichtigte. Aus gesundheitlicher Sicht seien
keine Massnahmen erforderlich, da von Glyphosat bezlglich Toxizitat keine Gefahr
ausgehe, so die Kommissionsmehrheit. Weiter wies sie darauf hin, dass die Verwendung
von Glyphosat hierzulande strengen Auflagen unterliege. So sei im Gegensatz zu
anderen Landern der Einsatz des Unkrautvernichtungsmittels nur fur Pflanzen, die nicht
geerntet werden, erlaubt. Eine Minderheit der WAK-NR wollte indes an den beiden
Initiativen festhalten. Sie war der Auffassung, ein geordneter Ausstieg aus dem
Glyphosateinsatz sei sinnvoll und gebe den Anwenderinnen und Anwendern die
Méglichkeit, auf andere Mittel umzusteigen. **

Anfang Juni 2021 reichte der Kanton Freiburg eine Standesinitiative ein, mit der er
bezwecken wollte, dass der Zuckergehalt von Produkten in der Nahrwertdeklaration
aufgefiihrt werden muss. Darlber hinaus soll eine fur die Konsumentenschaft
«lesbare» und «zum Vornherein verstandliche Kennzeichnung» verpflichtend werden.
Gemass Initiative geht dieses Anliegen nicht nur mit der nationalen Strategie zur
Bekdmpfung der nichtlbertragbaren Krankheiten einher, sondern starkt auch die
kantonalen Aktionsprogramme Bewegung und Ernédhrung. Die WBK-SR prifte das
Geschaft Ende Oktober 2021 zusammen mit einer Standesinitiative des Kantons Genf.
Sie beantrage, den beiden Initiativen keine Folge zu geben (FR: 6 zu 1 Stimmen bei 5
Enthaltungen; GE: 8 zu O Stimmen bei 4 Enthaltungen), da das Thema bereits in einem
Postulat der SGK-NR behandelt werde. *°
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Die Genfer Legislative forderte mittels einer Standesinitiative die Begrenzung der
Zuckermenge, die bei der Herstellung von Lebensmitteln hinzugefiigt werden darf.
Die Initiative wurde unter anderem mit den negativen gesundheitlichen Auswirkungen
und dem Suchtpotential von Zucker begrindet. Zudem nahm die Initiative auch Bezug
auf die kantonal eingefuhrte Zuckersteuer. Die Standesinitiative wurde von der WBK-SR
Ende Oktober 2021 zusammen mit einer Standesinitiative des Kantons Freiburg
behandelt. Die Kommission empfahl mit 8 zu O Stimmen (bei 4 Enthaltungen; St.lv. des
Kantons Genf) resp. mit 6 zu 1 Stimmen (bei 5 Enthaltungen; St.lv. des Kantons Freiburg),
den beiden Vorlagen keine Folge zu geben, da bereits im Rahmen eines Postulats der
SGK-NR auf das Thema eingegangen werde. *

Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt verlangten in vier &hnlich
gelagerten Standesinitiativen (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.lv. 21.307; Kt.lv. 21.312) die
Beteiligung des Bundes an den Ertragsausféllen der Spitédler, die auf das durch den
Bundesrat erlassene Verbot von «nicht dringend angezeigten medizinischen Eingriffe[n]
und Therapien» vom Marz 2020 zurlckzufihren sind. Es gehe nicht an, dass sich der
Bund nun aus der Verantwortung stehle, ist etwa der Begrindung des Kantons
Schaffhausen zu entnehmen. Damit keine kantonalen Ungleichbehandlungen
entstiinden, solle die Koordination der Kompensation zwischen dem Bund, den
Kantonen und den Krankenkassen Uber die GDK erfolgen. Im November 2021 nahm sich
die SGK-SR den Standesinitiativen an. lhr zufolge falle das Bereitstellen der fur die
Pandemie notwendigen Spitalkapazitaten in den Aufgabenbereich der Kantone. In
Krisensituationen liege es an allen Staatsebenen, einen Teil der Last zu Ubernehmen.
Bislang sei es der Bund gewesen, der 80 Prozent der Kosten, die im Zusammenhang mit
der Pandemie angefallen sind, Ubernommen habe. Daher beantragte die Kommission
mit 9 zu 3 Stimmen, den Standesinitiative keine Folge zu geben. *

In der Wintersession 2021 nahm sich der Stédnderat einer freiburgischen
Standesinitiative zur klaren Darstellung der Menge des schnellen Zuckers in
Lebensmitteln an. Die Behandlung erfolgte zusammen mit einer Standesinitiative des
Kantons Genf. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) erléduterte, weshalb die
WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben mdéchte: Die Kommission teile
zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von Zucker flr die offentliche
Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der Ansicht, dass in diesem Bereich
bereits einiges unternommen worden sei. Germann fuhrte als Beispiele den Nutri-
Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des Zuckergehalts in Joghurts und
Mdieslis und die Schweizer Ernadhrungsstrategie 2017-2024 auf. Zudem mochte die
Kommission die Berichte in Erfullung der Postulate 20.3913 und 21.3005 abwarten,
bevor Uber weitere Schritte entschieden wird. Stillschweigend gab die kleine Kammer
den beiden Standesinitiativen keine Folge. **

In der Wintersession 2021 nahm sich der Standerat einer Standesinitiative des Kantons
Genf zur Begrenzung des Zuckergehalts in industriell hergestellten Getrianken und
verarbeiteten Lebensmitteln an. Die Behandlung fand zusammen mit einem
Kantonsbegehren aus Freiburg statt. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH)
erlduterte, weshalb die WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben
mochte: Die Kommission teile zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von
Zucker fur die offentliche Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der
Ansicht, dass in diesem Bereich bereits einiges unternommen worden sei. Germann
flhrte als Beispiele den Nutri-Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des
Zuckergehalts in Joghurts und Mdueslis und die Schweizer Ernahrungsstrategie
2017-2024 auf. Zudem mochte die Kommission die Berichte in Erflllung der Postulate
20.3913 und 21.3005 abwarten, bevor Uber weitere Schritte entschieden wird.
Stillschweigend gab das Stéckli beiden Standesinitiativen keine Folge. **
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DATUM: 16.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.05.2018
JOELLE SCHNEUWLY

In der Wintersession 2021 befasste sich der Stdnderat mit vier Standesinitiativen der
Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.lv.
21.307; Kt.lv. 21.312), die den Bund dazu auffordern wollten, fiir die wahrend der
ersten Covid-19-Welle entstandenen Ertragsausfélle der Spitaler aufzukommen. Peter
Hegglin (mitte, ZG) erlduterte fiir die SGK-SR, dass es flr eine «seriése Beratung»,
inwiefern sich der Bund finanziell beteiligen soll, den Schlussbericht in Erfullung des
Postulates 20.3135, welcher auf Ende 2023 angekindigt sei, abzuwarten gelte. Daher
habe die Kommission den  Standesinitiativen  keine  Folge  gegeben.
Minderheitensprecher Hannes Germann (svp, SH) erwiderte, dass sich der Bund an den
Kosten beteiligen solle, da er mit seinem Durchfthrungsverbot von nicht dringend
angezeigten medizinischen Eingriffen und Therapien das Subsidiaritatsprinzip verletzt
und in die kantonale Autonomie eingegriffen habe. Der dadurch entstandene Schaden
belaufe sich geméass Schatzungen des Dachverbands der Spitéler H+ Ende 2020 auf CHF
1.5 bis 1.8 Mrd. Auch Maya Graf (gp, BL) pladierte fur Folgegeben und bezeichnete die
Spitéler als «unsere wichtigsten Gesundheitsversorger». Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab das Stockli den Kantonsbegehren knapp keine Folge. **

Arzte und Pflegepersonal

Im Mai 2018 beschaftigte sich die WBK-SR mit der Vorprifung einer Standesinitiative
des Kantons Bern. Diese forderte eine Anpassung des MedBG, welche zur Folge hatte,
dass die Kantone pro Arzt oder Arztin in Weiterbildung jahrlich eine Pauschale von
mindestens CHF 15'000 an ihre Krankenh&user entrichten mdissten. Zudem soll
zwischen den Kantonen ein Ausgleichsmechanismus geschaffen werden, um eine
Teilung der Kosten, die durch die arztliche Weiterbildung verursacht werden, zu
ermoglichen. Der Solidaritatsgedanken bezlglich Weiterbildungsfinanzierung wurde von
der Kommission zwar durchaus positiv bewertet und sie erachtete die Standesinitiative
auch als gerechtfertigt. Es sei jedoch den Kantonen selbst Uberlassen, wie sie in die
Weiterbildung der Arztinnen und Arzte investieren wollen. Es gehe nun vielmehr darum,
Anreize zu schaffen, um skeptische Kantone zur Unterzeichnung der interkantonalen
Vereinbarung Uber die arztliche Weiterbildung zu bewegen. Diese war 2014 von der
Plenarversammlung der GDK verabschiedet worden. Fur das Inkrafttreten brauche es
den Beitritt von 18 Kantonen, bislang seien es 14 Kantone. Die WBK-SR hielt es deshalb
far zu frih, auf Bundesebene tétig zu werden, und beantragte mit 10 zu 1 Stimmen, dem
Geschaft keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus Werner
Luginbthl (bdp, BE) sah das jedoch anders und sprach sich fir Folgegeben aus. *°
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